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Martin Zimmek 

Integrationsprozesse in Lateinamerika 

Aktuelle Herausforderungen in Mittelamerika und der 
Andenregion 

Einleitung  

Nach dem Ende der so genannten Verlorenen Dekade der 1980er Jahre, die 
durch schwere ökonomische Rezessionen und politische Krisen geprägt 
war, erlebte der Integrationsgedanke in den 1990er Jahren sowohl in 
Mittelamerika als auch in der Andenregion eine Renaissance. Zunächst 
entstand im Jahr 1993 das Zentralamerikanische Integrationssystem 
(SICA), 1996 erhielten dann die Integrationsbemühungen innerhalb der 
Andenregion, durch die Gründung der Andengemeinschaft (CAN) neue 
Impulse.1  

Ob beinahe zwei Jahrhunderte nach den ersten Versuchen die Integration in 
den Subregionen durch das SICA und die CAN nunmehr dauerhaft etabliert 
werden kann, soll mittels der Entstehungsgründe der Organisationen, den 
Gemeinsamkeiten und Differenzen auf dem Weg zu einer konsequenteren 

 
1 Die Gründung des  SICA (Sistema de la Integración Centroamericana) wurde 1991 

durch das Protokoll von Tegucigalpa, einer Reform des juristischen Rahmens der 
1951 gegründeten Organisation der Zentralamerikanischen Staaten (ODECA), 
beschlossen. Die CAN (Comunidad Andina de Naciones) entstand im Jahr 1996 
durch das Protokoll von Trujillo, einer Reform des 1969 unterzeichneten Cartagena 
Abkommens zur Gründung des Andenpakts. 



Martin Zimmek 

4  

Vergemeinschaftung sowie den aktuellen Anliegen in Hinblick auf die 
maßgeblichen Partner, im folgenden analysiert werden.2 

Integrationsprozesse in Mittelamerika und in der  
Andenregion  

Einen externen Beobachter mögen die integrativen Absichten in 
Mittelamerika und in der Andenregion nicht sonderlich überraschen. Die 
Staaten in den Subregionen besitzen durch ihre gemeinsamen sprachlichen, 
historischen und kulturellen Wurzeln ein relativ homogenes 
Erscheinungsbild und so erscheinen die Voraussetzungen für eine 
erfolgreiche Regionalbildung günstiger als sie es in Europa je waren. Die 
Vergangenheit hat jedoch gezeigt, dass trotz der vorhandenen 
soziokulturellen Gemeinsamkeiten, die bisherigen Integrationsbemühungen 
nur wenig erfolgreich waren.  

Im Rückblick auf vergangene Projekte lässt sich erkennen, dass der 
Einheitsgedanke in Lateinamerika eine lange Tradition besitzt. Bereits vor 
dem Ende der Kolonialzeit wurden erste Absichten formuliert, eine große 
lateinamerikanische Union ins Leben zu rufen. Zunächst erschienen die 
Voraussetzungen für die kontinentale Einheit aussichtsreich, denn sowohl 
in Mittelamerika als auch in der Andenregion existierten in der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts territoriale Zusammenschlüsse. Diese Unionen 
waren allerdings nicht von langer Dauer.3 Der Lateinamerikaexperte 
Günter Kahle analysierte die Situation der Staaten in der Entstehungsphase 
der neuen Republiken und zeigte die Schwierigkeiten bei der Gründung 
einer lateinamerikanischen Staatengemeinschaft auf: 
 
2 Die in dieser Studie dargestellten Erkenntnisse resultieren unter anderem aus 

Gesprächen mit Mitarbeitern der Institutionen des Zentralamerikanischen 
Integrationssystems und der Andengemeinschaft sowie aus Gesprächen mit 
Mitarbeitern der Außenministerien in den jeweiligen Mitgliedstaaten.  

3 Nach der Unabhängigkeit von Spanien und der misslungenen Union mit Mexiko 
existierten zwischen 1824 und 1838 die Vereinigten Staaten von Zentralamerika. In 
der Andenregion gründete Simón Bolívar 1819 Großkolumbien, bestehend aus den 
Gebieten des heutigen Ekuadors, Kolumbiens, Panamas und Venezuelas. Kurze Zeit 
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Unsicherheit nach außen, Ohnmacht im Innern, zerrüttete Finanzen, […] 
zunehmende soziale Spannungen und eine hoffnungslose Bildungssituation […] 
und allseitig verbreitetes Misstrauen und Furcht einer politisch grenzenlos 
indolenten Bevölkerung, das waren die Grundlagen, auf denen die neuen 
Regierungen ihre Republiken aufbauten. Blieb unter solchen Voraussetzungen 
auch nur der Schatten einer Hoffnung auf eine hispanoamerikanische Union.4 

Neben den genannten Faktoren, die in der postkolonialen Ära die 
Entwicklung der neu gegründeten Republiken und die unionistischen 
Bestrebungen erschwerten – und die nach fast zwei Jahrhunderten in einem 
Großteil der Staaten weiterhin präsent sind – stellten die uneinheitlichen 
Positionen und das Desinteresse der Eliten an der lateinamerikanischen 
Einigung eine weitere Hürde für die Integrationsbemühungen dar. Dies 
beklagte bereits Simón Bolívar, der nach der Befreiung des Kontinents ein 
vehementer Verfechter der Einheit desselbigen war: „Die Oligarchien der 
einzelnen Länder […] hatten dem Einheitsgedanken unerbittlich den 
Kampf erklärt, weil er den jeweiligen lokalen Privilegien der großen 
Familien entgegenstand“.5 Bedingt durch diese Vielzahl negativer 
Integrationsvoraussetzungen zerfielen die bestehenden Unionen. Es begann 
eine Phase zunehmender nationalstaatlicher Entwicklung, die zu 
territorialen Disputen zwischen den neuen Republiken und zur 
weitgehenden Aufgabe der Integrationsbemühungen führte. So kam es, 
dass die Staaten in den Subregionen erst gegen Mitte des 20. Jahrhunderts 
ihre Integrationsambitionen wieder aufnahmen. Doch auch die 1951 
gegründete Organisation der Zentralamerikanischen Staaten und der 1960 
entstandene Gemeinsame Zentralamerikanische Markt (MCCA) sowie der 
1969 ins Leben gerufene Andenpakt konnten keine dauerhaften Ergebnisse 
erzielen. Dennoch haben diverse Staatspräsidenten – trotz ausbleibender 
Vergemeinschaftung – stets die besondere Bedeutung der regionalen 
Integration hervorgehoben. Diese Diskrepanz zwischen proklamierter und 
 

nach seinem Tod im Dezember 1830 zerbrach Großkolumbien allerdings in 
Einzelstaaten. 

4 Günter Kahle, Grundprobleme der Integration in Lateinamerika seit der 
Unabhängigkeit, in: Manfred Mols, Integration und Kooperation in Lateinamerika, 
Paderborn [u.a.] 1981, S. 36. 

5 So legt es Literaturnobelpreisträger Gabriel García Márquez Bolívar zur Erklärung 
des Scheiterns einer Südamerikanischen Union in: Der General und sein Labyrinth, 
Köln 1989, S. 261 in den Mund. 
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tatsächlich realisierter Integration ist eine der auffälligsten Charakteristiken 
bei der Betrachtung lateinamerikanischer Integrationsprozesse. Die 
Hauptursache für diese Integrationslücke war der Mangel an politischer 
Entschlossenheit zur Vergemeinschaftung und zeigte sich in der 
Weigerung, nationale Hoheitsrechte auf die Gemeinschaftsebene zu 
übertragen. Die dennoch immer wieder zum Ausdruck gebrachten 
integrativen Visionen sind daher wohl eher als Flucht vor dem oftmals 
tristen innenpolitischen Alltag zu interpretieren als erstgemeinte politische 
Absichten zur Gründung einer Staatengemeinschaft.6  

Nach der Wiederherstellung der Demokratie betonten die Regierungen der 
Staaten Mittelamerikas und der Andengemeinschaft dann in den 1990er 
Jahren wieder die Notwendigkeit der Revitalisierung der 
Integrationsprozesse, um die großen Probleme in ihren Subregionen – 
Armut, Friedenssicherung, Demokratie und soziale Ausgrenzung der 
indigenen Bevölkerung – gemeinsam zu lösen. Dieser erneute Anlauf 
wurde schließlich durch die weltweit zunehmende regionale Blockbildung 
sowie die verschärfte Konkurrenzsituation auf dem Weltmarkt gefördert, da 
sich für einzelne Regierungen die Lösung ökonomischer und sozialer 
Probleme ausschließlich auf der nationalen Ebene auf Grund der 
Globalisierung immer schwieriger gestaltet. Bedingt durch diese 
Entwicklung wächst seit der letzten Dekade in Lateinamerika die 
Erkenntnis, dass vor allem mittels wirtschaftlicher Integration, aber auch 
durch eine verstärkte politische Zusammenarbeit, die Probleme in der 
Region gelöst und gegebenenfalls sogar die internationalen 
Einflussmöglichkeiten erhöht werden können. Integration wird nicht mehr 
bloß als historische Verpflichtung gegenüber dem Bolivarianischen 
Einheitsgedanken oder als Ziel an sich, sondern als ein Instrument und eine 
reale Option zur Verbesserung der sozialen, politischen und 
wirtschaftlichen Lage angesehen. 

 
6 Vgl. Richard F. Behrendt, Lateinamerika: Labilität und Rivalität der 

Integrationsgebilde, in: Gilbert Ziebura/Max Beloff, Nationale Souveränität oder 
übernationale Integration?, Berlin 1966, S. 112. 
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Die Andengemeinschaft und das Mittelamerikanische Integrationssystem 
weisen – neben historischen Parallelen – auch aktuell ähnliche 
Entwicklungen auf. Derzeit bemühen sich SICA und CAN um die 
Komplettierung einer Zollunion und befinden sich, in Kooperation mit der 
EU, in einer Evaluierungsphase des Integrationsniveaus in ihren 
Organisationen. Die Ergebnisse dieser gemeinsamen Arbeitsgruppen 
werden über die Aufnahme von Verhandlungen über ein 
Assoziierungsabkommen mit der EU entscheiden. Die Unterzeichnung von 
Freihandelsabkommen mit den USA sowie die daraus resultierenden 
graduellen Fortschritte auf dem Weg zur Schaffung einer Amerikanischen 
Freihandelszone sind in beiden Organisationen weitere aktuelle und 
richtungsweisende Anliegen. 

SICA – Hintergründe und aktuelle Herausforderungen 

Bis zur Gründung des SICA war Integration in Mittelamerika ein rein 
wirtschaftlicher Prozess, in dem der Gemeinsame Zentralamerikanische 
Markt das bislang erfolgreichste Projekt darstellte. Der MCCA wurde 1960 
gegründet und führte besonders in der ersten Dekade seiner Existenz zu 
einer signifikanten Steigerung des intraregionalen Handels, bis 1969 der so 
genannte Fußballkrieg zwischen El Salvador und Nikaragua ausbrach und 
in den 1980er Jahren Bürgerkriege und ökonomische Krisen in der Region 
den wirtschaftlichen Integrationsprozess unterbrachen.7 Erst nach dem 
Ende der militärischen Auseinandersetzungen und der innerstaatlichen 
Konflikte wurde in Mittelamerika ein neuerliches Integrationsprojekt 
initiiert. Mit der Gründung des SICA entstand ein integrales, 
multidimensionales System, das nicht ausschließlich auf wirtschaftliche,  

 
7 Zwischen den 1960er und 1980er Jahren betrug der Anteil des intraregionalen 

Handels in Zentralamerika über 20%. In Folge der krisenreichen 1980er Jahre 
halbierte sich dieser Wert, vgl. European Commission, Economic Paper Nr. 173, 
Brüssel 2002, S. 16, http://europa.eu.int/comm/economy_finance/publications/ 
economic_papers/2002/ecp173en.pdf. 
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sondern auch auf politische, soziale, kulturelle und umweltpolitische Ziele 
fokussiert ist.8  

Die Bereitschaft zur Versöhnung zwischen den Staaten und die 
voranschreitende Globalisierung waren die treibenden Kräfte zur Gründung 
des SICA, dessen Gründungsmitglieder El Salvador, Costa Rica, Panama, 
Honduras, Guatemala und Nikaragua waren. Im Jahr 2000 trat schließlich 
auch Belize – zusätzlich Gründungsmitglied der Karibischen Gemeinschaft 
Caricom und als einziger Staat Mitglied beider Organisationen – dem SICA 
bei. Des Weiteren ist die Dominikanische Republik assoziierter Partner, 
Mexiko tritt als regionaler Beobachter auf, Taiwan und Spanien besitzen 
den Status extra-regionaler Beobachter. Entsprechend des Protokolls von 
Tegucigalpa ist das SICA dazu aufgerufen, die zentralamerikanische 
Integration zu realisieren, um eine Region des Friedens, der Freiheit, der 
Demokratie und der Entwicklung zu ermöglichen.9 Dieses ambitionierte 
Ziel soll mit Hilfe des im Protokoll festgelegten institutionellen Rahmens 
erreicht werden, der jedoch Reformen benötigt, um bei der Umsetzung der 
Ziele eine bedeutende Rolle einnehmen zu können.  

Das oberste Entscheidungsorgan des SICA ist – laut Art. 21 des 
Gründungsprotokolls – die Versammlung der Präsidenten, deren 
Beschlüsse Einstimmigkeit erfordern. Diese wird flankiert von den 
weiteren Organe des SICA: Ministerrat, Exekutivkomitee, 
Generalsekretariat. Daneben existieren als die wichtigsten 
Gemeinschaftsinstitutionen das Zentralamerikanische Parlament 
(PARLACEN) und der Zentralamerikanische Gerichtshof (CCJ). Diese 
Institutionen sind dazu aufgerufen, die demokratische Repräsentanz im 
Integrationsprozess zu erhöhen bzw. die Schaffung einer 
Rechtsgemeinschaft zu ermöglichen. Das Generalsekretariat (SG-SICA) 
soll als Dach der Subsekretariate innerhalb des Systems agieren und die 
Koordination der unterschiedlichen Projekte und Tätigkeiten gewährleisten. 

 
8 Vgl. H. Roberto Herrera Cáceres, Imperio del Derecho y Desarrollo de los Pueblos, 

Tegucigalpa 2003, S. 31. 
9 Protokoll von Tegucigalpa, Art. 3. 
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Das SG-SICA ist von den Beschlüssen der nationalen Entscheidungsträger 
abhängig und erfüllt fast ausschließlich repräsentative und administrative 
Aufgaben, wie die Koordination und Ausführung getroffener 
Entscheidungen der Versammlung der Präsidenten.10 Die nicht eindeutig 
festgelegte Entscheidungskompetenz des Organs führt zu 
Kompetenzstreitigkeiten zwischen den Subsekretariaten und zur 
Schwächung des Generalsekretariats. So ist das 1960 im Rahmen des 
MCCA gegründete Subsekretariat zur Förderung der wirtschaftlichen 
Integration (SIECA), dem SG-SICA nicht untergeordnet, sondern muss 
lediglich den Generalsekretär informieren.11  

Neben dem Generalsekretariat benötigen auch das PARLACEN und der 
CCJ Reformen, um eine stärkere integrative Rolle einnehmen zu können. 
Der geringe Stellenwert dieser Institutionen ist bereits im Protokoll von 
Tegucigalpa erkennbar. In Art. 12 werden das Parlament wie auch der 
Gerichtshof nicht als Organe des SICA, sondern lediglich als „Teile des 
Systems“ aufgeführt. Schwerer ins Gewicht fällt jedoch die Tatsache, dass 
diese Institutionen nur über geringe Möglichkeiten verfügen, den 
Integrationsprozess zu fördern. Die Möglichkeiten des PARLACEN 
reduzieren sich auf Planungs-, Analyse- und Empfehlungstätigkeiten und 
die Statuten des CCJ wurden nicht in allen Staaten ratifiziert.  

Diverse Auseinandersetzungen über die Kompetenzausstattung, die 
Zusammensetzung, die Finanzierung, sowie den allgemeinen „Sinn und 
Zweck“ der Institutionen, haben dazu geführt, dass einige Regierungen 
keine Abgeordneten in das Parlament entsenden und/oder die Statuten des 
CCJ nicht ratifizieren. Diese Entscheidungen sind äußerst kontraproduktiv 
für den Integrationsprozess, da die ohnehin schwachen Institutionen 
zusätzlich unterminiert werden.12 

 
10 Die Gesamtheit der Aufgaben des Generalsekretariats ist im Art. 26 des Protokolls 

von Tegucigalpa definiert. 
11 Protokoll von Tegucigalpa, Art. 28. Die Verantwortlichen des SIECA sehen sich als 

den „realen Teil“ der Integration, der trotz Höhen und Tiefen seit 45 Jahren die 
größte Konstante im Integrationsprozess darstellt.  

12 Ebd., Art. 12. 
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Tabelle 1: Entsendung von Abgeordneten ins PARLACEN, Ratifizierung der Statuten 
des CCJ, Partizipation in SIECA. 

  
El  
Salvador Guatemala Honduras Nikaragua 

Costa 
Rica Panama Belize 

PARLACEN ja ja ja ja nein ja nein 

CCJ ja nein ja ja nein nein nein 

SIECA ja ja ja ja ja nein nein 

Quelle: eigene Erhebung. 

Die Übersicht verdeutlicht die Problematik des mittelamerikanischen 
Integrationsprozesses.13 Costa Rica beteiligt sich weder am CCJ noch am 
PARLACEN, da man einer politischen Integration gegenüber kritisch 
eingestellt ist. Die Regierung Panamas ist ebenfalls skeptisch in Bezug auf 
eine stärkere politische Integration innerhalb des SICA und zieht zusätzlich 
eine Mitgliedschaft in Mercosur oder in der Andengemeinschaft in 
Erwägung. Die unzureichende institutionelle Akzeptanz und die mangelnde 
Partizipation der Staaten im institutionellen Gefüge verhindern die 
Erarbeitung einheitlicher Positionen, welche die Verhandlungsmacht der 
Gemeinschaft stärken würden.  

Gegenwärtig werden von den Regierungen der Mitgliedstaaten 
Reformvorschläge für das Parlament und den Gerichtshof diskutiert, um 
die Partizipation aller Staaten in den Institutionen des SICA zu 
gewährleisten. Die Reformen des PARLACEN beziehen sich vornehmlich 
auf den Wahlmodus, die Anzahl der Abgeordneten, die Höhe des Budgets 
und die Abschaffung des automatischen Mandats für ehemalige 
Präsidenten.14  

 
13 Belize ist ein Sonderfall des SICA. Die Regierung nimmt eine abwartende Haltung 

ein und beteiligt sich nicht an den oben genannten Institutionen. Diese Position wird 
durch verbindliche Verpflichtungen erklärt, die im Rahmen der Caricom-
Mitgliedschaft eingegangen wurden. Belize wird in naher Zukunft nicht dem CCJ 
beitreten, die Entsendung von Abgeordneten ins PARLACEN wird jedoch 
diskutiert.  

14 Das PARLACEN hat in der Bevölkerung einen sehr hohen Bekanntheitsgrad, besitzt 
aber gleichzeitig das schlechteste Ansehen aller Institutionen. Vor allem die 
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Fraglos sind Reformen des Gerichtshofes für den Integrationsprozess nicht 
minder bedeutend als Reformen des Parlaments, da die Schaffung einer 
Rechtsgemeinschaft eine entscheidende Grundlage für Integration darstellt. 
Um dieses Ziel zu erreichen, bedarf es jedoch zunächst der Akzeptanz der 
Institution sowie der Bereitschaft der Regierungen, die Urteile des CCJ 
anzunehmen und den Gerichtshof mit Sanktionsmöglichkeiten auszustatten.  

Die diskutierten Reformen scheinen den Gerichtshof allerdings eher zu 
schwächen als zu stärken. Neben organisatorischen Streitpunkten, wie der 
Anzahl der zu entsendenden Richter, der Dauer der Amtszeit und der Höhe 
des Budgets, werden auch Reformen der Kompetenzen des CCJ in 
Erwägung gezogen. Die Kompetenzen des Gerichts sollen bei 
innerstaatlichen Angelegenheiten reduziert und die Schaffung eines 
alternativen Problemlösungssystems für ungeklärte Wirtschaftsfragen im 
Rahmen der Schaffung der Zollunion beschlossen werden.15  

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass im SICA gegenwärtig weder 
das Generalsekretariat, das Parlament, noch der Gerichtshof in der Lage 
sind, dem Integrationsprozess neue Impulse zu verleihen. Die Bereitschaft 
der Regierungen, einen institutionellen Reformprozess einzuleiten, ist 
somit zunächst als positives Signal für den Integrationsprozess zu werten. 
Ob die geplanten Neuerungen angesichts der intergouvernementalen 
Präferenzen allerdings eine Stärkung der Institutionen bewirken werden, 
muss bezweifelt werden. 

Anhand der Fortschritte und Resultate des Reformprozesses wird sich 
zeigen, mit welcher Ernsthaftigkeit die Regierungen die Vertiefung des 
Integrationsprozesses verfolgen. 

 
Tatsache des automatischen Mandats für ehemalige Präsidenten führt wegen 
diverser Vorwürfe des Amtsmissbrauchs zu negativen Assoziationen.  

15 Eine ausführliche Analyse der Defizite und notwendigen Reformen der Institutionen 
des  SICA findet sich in Caldentey del Pozo, Estudio: Beneficios y Costos de la 
Integración Centroamérica http://www.sgsica.org/benecosto/inf/pc/inforfin.pdf. 
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CAN – Hintergründe und aktuelle Herausforderungen  

Im Jahr 1969 unterzeichneten die Regierungen Perus, Chiles, Boliviens, 
Kolumbiens und Ekuadors das Cartagena Abkommen zur Gründung des 
Andenpakts, um die Entwicklung der beteiligten Staaten mittels 
wirtschaftlicher und sozialer Integration zu ermöglichen und die 
Lebensqualität der Bürger in der Subregion nachhaltig zu verbessern.16 Im 
Jahr 1973 trat Venezuela der Gemeinschaft bei, während Chile sich 1976 
unter Pinochet auf Grund abweichender wirtschaftspolitischer 
Ausrichtungen zurückzog.  

Durch das Abkommen von Trujillo 1996 erfolgte die Umbenennung des 
Andenpakts in Andengemeinschaft sowie die Gründung eines Andinen 
Integrationssystems (SAI), in enger Anlehnung an den institutionellen 
Rahmen der EU, um der Vergemeinschaftung einen neuen Schub zu 
verleihen. Mit dem SAI soll eine „effektive Koordinierung der Organe und 
Institutionen ermöglicht werden, um die Integration innerhalb der 
Subregion zu vertiefen, die Außendarstellung zu fördern und die Aktionen, 
die an den Integrationsprozess gebunden sind, zu konsolidieren“.17 Aber 
wie im SICA gibt es auch in der Andengemeinschaft, trotz der formellen 
Existenz supranationaler Institutionen, keine Übertragung entscheidender 
Kompetenzen von der nationalen Ebene auf die Gemeinschaftsebene. Das 
Generalsekretariat (SG-CAN) und das Parlament verfügen über keine 
Entscheidungskompetenzen und besitzen lediglich die Möglichkeit, 
Empfehlungen und Vorschläge zu unterbreiten.18  

Um den Integrationsprozess demokratischer zu gestalten, unterzeichneten 
die Regierungen der fünf Mitgliedstaaten 1997 ein Zusatzprotokoll zur 
Einführung von Direktwahlen für die 25 Abgeordneten des 
Andenparlaments. Bislang haben jedoch lediglich Venezuela und Ekuador 
Direktwahlen durchgeführt; Peru wird 2006 folgen. 

Gravierender als die institutionellen Defizite sind jedoch die seit einiger 
Zeit zu beobachtenden Auswirkungen der auseinander driftenden 
 
16 Cartagena Abkommen, Art. 1. 
17 Cartagena Abkommen, Art. 7. 
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wirtschaftspolitischen Interessen innerhalb der Andengemeinschaft. Die 
Regierung Venezuelas unter Hugo Chávez kritisiert die Verhandlungen 
über Freihandelsabkommen zwischen einigen Mitgliedsstaaten der CAN 
und den USA, sowie die zu starke ökonomische Ausrichtung der andinen 
Integration, welche die im Art. 1 des Cartagena Abkommens beschlossene 
soziale Integration angeblich vernachlässigt. Die Äußerung des 
venezolanischen Ministers für Integration und Außenhandel, Gustavo 
Márquez, der die Andengemeinschaft kürzlich als „Integrations-Karikatur“ 
bezeichnete, verdeutlicht die kritische Lage der CAN.19 Sowohl Venezuela 
als auch Bolivien scheinen derzeit ein größeres Interesse am Mercosur als 
an einer tieferen politischen Integration der CAN zu haben. Diese 
Verlagerung wird deutlich in der am 9. Dezember 2005 beschlossenen 
Mitgliedschaft Venezuelas im Mercosur. Angesichts der Tatsache, dass 
Peru noch kein vollständiges Mitglied der Freihandelszone ist und nur 
Ekuador, Kolumbien und Venezuela ihre Außenzölle vollständig 
harmonisiert haben, würde in einer andinen „Restgemeinschaft“, bestehend 
aus Peru, Kolumbien und Ekuador, die Integration sehr wahrscheinlich zum 
Erliegen kommen. Zwar soll die im Dezember 2004 gegründete 
Südamerikanische Staatengemeinschaft langfristig alle Staaten und 
Organisationen des Kontinents unter einem Dach vereinen, und somit auch 
CAN und Mercosur, aber dieses Ziel ist, auf Grund unterschiedlicher 
nationaler Präferenzen hinsichtlich der Wirtschaftsmodelle, noch in weiter 
Ferne. Es bleibt abzuwarten, wie ernst die Regierung Venezuelas, 
angesichts der Mitgliedschaft im Mercosur, ihren Verpflichtungen im 
Rahmen der Andengemeinschaft in Zukunft nachkommen wird. 

Resümierend lässt sich feststellen, dass die institutionelle Beteiligung in 
der Andengemeinschaft höher ist als im SICA. Auf Grund der geringen 
Entscheidungskompetenzen der Institutionen konnte dieser Aspekt bisher 
jedoch keine positiven Impulse für den Integrationsprozess generieren. Zu 
stark sind die Institutionen von den Interessen der nationalen Regierungen 

 
18 Protokoll von Trujillo, Art. 30 und 43. 
19 Nachzulesen in einem Interview mit dem Generalsekretär der Andengemeinschaft, 

Allan Wagner vom 19.11.2005, http://www.comunidadandina.org/prensa/articulos 
/ultimasnoticias19-11-05.htm. 
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abhängig. Die Nachteile dieser intergouvernementalen Struktur werden im 
Falle divergierender Interessen, wie sie aktuell in der Andengemeinschaft 
existieren, besonders deutlich.  

Gemeinsame Anliegen der Integration in SICA und CAN 

Die Analyse der institutionellen Rahmen der CAN und des SICA zeigt die 
geringen Einflussmöglichkeiten der Institutionen und verdeutlicht die 
mangelnde Bereitschaft der Regierungen, nationale 
Entscheidungskompetenzen an die Gemeinschaftsebene zu übertragen. 
Angesichts der somit zum Ausdruck kommenden geringen intrinsischen 
Motivation der Regierungen am Integrationsprozess, hoffen 
integrationsfreundliche Kreise auf eine Zunahme des externen und internen 
Drucks, resultierend aus Verhandlungen mit anderen Organisationen sowie 
einer wichtigeren Rolle der Zivilgesellschaft. Neben diesen Aspekten ist 
die Konkretisierung der Zollunion in beiden Organisationen ein wichtiges 
Anliegen.  

Zollunion 

Auf dem Gebiet der wirtschaftlichen Integration beabsichtigen sowohl 
SICA als auch CAN, sich durch die Schaffung einer Zollunion 
wirtschaftlich und politisch nach außen zu stärken. Diese Stufe der 
wirtschaftlichen Integration ist durch die Abschaffung von Zöllen an den 
innergemeinschaftlichen Grenzen sowie durch die Implementierung eines 
einheitlichen Systems zur Importbesteuerung charakterisiert. Beide 
Gemeinschaften agieren im Moment noch als „unvollständige 
Zollunionen“, da im SICA noch nicht alle Zolllinien harmonisiert wurde, 
während in der Andengemeinschaft Peru und Bolivien noch nicht die 
gleichen Außenzölle wie Kolumbien, Ekuador und Venezuela anwenden.  

In Mittelamerika initiierten im Jahr 2000 die Regierungen Guatemalas und 
El Salvadors die Gründung einer Zollunion durch die Unterzeichnung eines 
Rahmenvertrags.20 Noch im selben Jahr entschieden Nikaragua und 

 
20 Siehe http://www.iadb.org/intal/tratados/mcca15.htm. 
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Honduras – und im Jahr 2002 auch Costa Rica – sich an dem Vorhaben zu 
beteiligen. In einem relativ kurzen Zeitraum wurden beachtliche Ergebnisse 
erzielt, so sind inzwischen bereits 98% der Zolllinien harmonisiert. Da die 
noch ausstehenden Zolllinien allerdings Produkte betreffen, die einen 
signifikanten Anteil des Handelsvolumens ausmachen, ist eine 98%-ige 
Harmonisierung der Zolllinien nicht gleichbedeutend mit der 
Harmonisierung des Handelsvolumens in gleicher prozentualer Höhe.  

Zusätzlich müssen noch einige weitere Hindernisse überwunden werden. 
Die Vielzahl der existierenden bilateralen Abkommen mit einzelnen 
Staaten erschwert die Festlegung einheitlicher Außenzölle, insbesondere in 
sensiblen Produktkategorien. Des Weiteren müssen die Zollbehörden an 
den Außengrenzen einheitliche Standards erfüllen und die hierzu 
erforderlichen Investitionen und Weiterbildungsmaßnahmen sind auf 
Grund der geringen finanziellen Möglichkeiten schwer durchzuführen. Die 
wichtigste Maßnahme für die Komplettierung der Zollunion ist jedoch die 
Einigung der Mitgliedsstaaten auf die Einrichtung eines Kohäsionsfonds, 
der eine für alle beteiligten Regierungen akzeptable Verteilung der 
Zolleinnahmen ermöglicht. 

Auch die Staaten der Andenregion agieren noch als unvollständige 
Zollunion, da Bolivien einen Sonderstatus besitzt und Peru seine 
Teilnahme an diesem Prozess zunächst verweigerte und die 
Harmonisierung des gemeinsamen Außenzolls nur zögerlich vorantreibt. 
Angesichts der Verzögerung bei der Implementierung dieser 
wirtschaftlichen Integrationsstufe ist auch das für 2005 anvisierte Ziel der 
Schaffung eines Binnenmarkts nicht zu erreichen. Der für diesen Schritt der 
ökonomischen Integration erforderliche Abbau nicht tarifärer 
Handelshemmnisse scheint in den nächsten Jahren nicht realistisch.  

Für die weitere Integration der Organisationen ist die Komplettierung der 
Zollunionen von elementarer Bedeutung. Man würde nicht nur die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit stärken, sondern könnte durch die aus 
einer Zollunion resultierenden Einnahmen die Institutionen der SICA und 
der CAN mit eigenen Ressourcen ausstatten und die Abhängigkeit von den 
Zahlungen der Mitgliedstaaten reduzieren. 
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Die Auswirkungen der Freihandelsabkommen mit den USA auf die 
weitere Integration in SICA und CAN 

Im Juni 2004 unterzeichneten die Regierungen der fünf Mitglieder des 
Subsekretariats zur Förderung der wirtschaftlichen Integration (SIECA), 
der Dominikanischen Republik sowie der USA das Abkommen zur 
Gründung einer gemeinsamen Freihandelszone (DR-CAFTA). 
Vorangegangen waren ca. einjährige Verhandlungen, die im Januar 2003 
begannen und nach neun Verhandlungsrunden im Dezember 2003 beendet 
wurden.21 Die Unterzeichnung des Abkommens impliziert eine vertiefte 
ökonomische Annäherung der zentralamerikanischen Staaten an die USA –  
der wichtigste Handelspartner der Region – und lässt die Regierungen der 
Staaten auf einen höheren Zufluss ausländischer Direktinvestitionen und 
auf neue Impulse für ihre Volkswirtshaften hoffen. Trotz der Aussicht auf 
die Entstehung neuer Arbeitsplätze wurde der Verhandlungs- und 
Ratifizierungsprozess in den mittelamerikanischen Staaten von starken 
Protesten begleitet. Vor allem im landwirtschaftlichen Sektor und 
besonders für kleine und mittlere Unternehmen werden durch die 
Schaffung der Freihandelszone mit den USA negative Auswirkungen 
befürchtet.  

Bei der Analyse der Auswirkungen von CAFTA auf die weitere Integration 
Zentralamerikas ist zumindest problematisch, dass die sensiblen Elemente 
des Abkommens, etwa der Abbau von Zöllen im Agrarsektor, nicht en bloc 
verhandelt wurden. Diese Aspekte wurden ausschließlich bilateral 
behandelt, was die Erarbeitung einer gemeinsamen zentralamerikanischen 
Position nicht ermöglichte und die Verhandlungsmacht der beteiligten 
SICA-Staaten schwächte. Die bilateral festgelegten Zolllinien haben zudem 
die Komplettierung der Zollunion in SICA weiterhin verzögert. Neben der 
 
21 Costa Rica schloss die Verhandlungen nach einer zusätzlichen Verhandlungsrunde 

mit den USA im Januar 2004 ab. Im August 2005 wurde das Abkommen zunächst 
in El Salvador, Guatemala, Honduras und den USA ratifiziert. Im September und 
im Oktober folgten die Ratifizierungen in der Dominikanischen Republik und in 
Nikaragua. In Costa Rica steht die Zustimmung des Parlaments noch aus. 
Angesichts des großen öffentlichen Interesses und der im Februar 2006 
bevorstehenden  Präsidentschaftswahlen erscheint die Ratifizierung noch vor den 
Wahlen als unwahrscheinlich. 
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zu befürchtenden Verlangsamung des Integrationsprozesses besitzt CAFTA 
auch das Potenzial, dem Vergemeinschaftungsprozess einen positiven 
Impuls zu verleihen. Die weniger sensiblen Aspekte des Abkommens 
wurden gemeinsam verhandelt, was die Wahrnehmung als gemeinsame 
Region gestärkt hat und sich für die Schaffung eines gemeinsamen 
Bewusstseins als förderlich erweisen kann.  

In Bezug auf die Unterzeichnung eines Freihandelsabkommens mit den 
USA sind die Positionen innerhalb der Andengemeinschaft sehr 
unterschiedlich. Im Rahmen des so genannten Andean Free Trade 
Agreement (AFTA) verhandeln lediglich Kolumbien, Peru und Ekuador 
mit den USA. Bolivien nimmt auf Grund ungelöster sozialer und 
ökonomischer Probleme nur als Beobachter an dem Prozess teil. Durch das 
angespannte Verhältnis zwischen Venezuela und den USA stand eine 
Teilnahme des fünften Mitgliedstaates der Andengemeinschaft an dem 
Prozess nie zur Diskussion.  

Obwohl die Regierungen Kolumbiens, Ekuadors und Perus zur Stärkung 
ihrer Verhandlungsmacht im Januar 2003 ursprünglich vereinbart hatten, 
gemeinsam mit den USA zu verhandeln, schloss Peru am 8. Dezember 
2005 die Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen mit den USA als 
erster Staat der Andenregion bilateral ab. Die Auflösung der gemeinsamen 
Position zeichnete sich schon im Vorfeld ab, und die im April 2005 
getroffene Aussage des kolumbianischen Verhandlungsführers, Hernando 
José Gómez, verdeutlicht die Positionen der Regierungen bezüglich ihrer 
Bereitschaft, en bloc zu verhandeln: „Wir hatten die Entscheidung 
getroffen, gemeinsam zu verhandeln. Aber niemand ist gezwungen, sich 
mit dem anderen über die Klippe zu werfen“.22 Diese Aussage zeigt das 
Dilemma der Integration in der Andengemeinschaft: vermeintliche 
nationale Interessen verschleiern weiterhin den Blick auf die langfristigen 
Vorteile, die mittels Integration erzielt werden könnten. Die Bereitschaft 
einiger Staaten zu bilateralen Verhandlungen mit den USA, die Enthaltung 
Boliviens sowie die Ablehnung Venezuelas bedeuten eine Schwächung der 
Integrationsbemühungen in der Andengemeinschaft.  

 
22 http://www.tlc.gov.bo/Articulos4.asp?ARID=1915. 
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Es ist anzunehmen, dass die Entscheidungen Kolumbiens, Perus und 
Ekuadors, sich an einem liberalen Wirtschaftsmodell zu orientieren, 
Venezuelas Interesse an der andinen Integration stark reduzieren werden.  

Die Verhandlungen mit den USA über Freihandelsabkommen weisen in 
CAN und in SICA Parallelen auf. In beiden Organisationen waren die 
Regierungen nicht in der Lage, durch die Erarbeitung gemeinsamer 
Positionen ihre Verhandlungsposition zu stärken. In beiden 
Gemeinschaften wurden lediglich bilaterale Abkommen zwischen den 
jeweiligen Mitgliedstaaten und den USA abgeschlossen, die auf diese 
Weise der Konkretisierung einer Amerikanischen Freihandelszone näher 
kommen. Allerdings sind die Auswirkungen dieser Verhandlungen auf die 
Andengemeinschaft anders einzuschätzen als auf SICA, da die 
Grundpositionen der Regierungen in der Andengemeinschaft in Bezug auf 
die Verhandlungsbereitschaft mit den USA stark divergieren. Somit ist 
festzuhalten, dass zumindest im SICA das unterzeichnete 
Freihandelsabkommen mit den USA das Potenzial besitzt, die Integration 
über die Schaffung eines gemeinsamen Bewusstseins zu fördern und 
Zentralamerika durch CAFTA seine strategische Position im 
internationalen System verbessern kann, während für die CAN negative 
Konsequenzen für die weitere Integration nicht auszuschließen sind.  

SICA, CAN und EU  

Die Beziehungen zwischen den Regionen in Lateinamerika und der 
Europäischen Union haben in den letzten Jahren einen qualitativen Schub 
erhalten. Auf dem Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs der EU 
und der Staaten Lateinamerikas und der Karibik (EU-LAC-Gipfel) im Mai 
2004 wurde die Unterzeichnung von Assoziierungsabkommen zwischen 
der EU und der CAN einerseits sowie SICA andererseits als strategisches 
Ziel ausgegeben. Gegenwärtig befinden sich sowohl Vertreter der 
Andengemeinschaft wie des Zentralamerikanischen Integrationssystems, 
gemeinsam mit Mitarbeitern der Europäischen Kommission, in einem 
Evaluierungsprozess zur Analyse des Status der Integration in SICA und 
CAN. Dieser in gemeinsamen Arbeitsgruppen stattfindende 
Prüfungsprozess wird über die Möglichkeit der Aufnahme offizieller 
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Verhandlungen über ein Assoziierungsabkommen zwischen der EU und 
CAN, sowie zwischen der EU und SICA, entscheiden.  

Die Europäische Kommission beabsichtigt im Rahmen der Verhandlungen 
mit SICA, ein Assoziierungsabkommen mit Guatemala, El Salvador, 
Honduras, Nicaragua, Costa Rica und Panama abzuschließen.23 In der 
Andengemeinschaft strebt die Europäische Kommission ein 
Assoziierungsabkommen mit allen fünf Mitgliedsstaaten an.24 

Die Ergebnisse der Evaluierung werden im Mai 2006 in Wien auf dem 
nächsten EU-LAC-Gipfel vorgestellt. Verhandlungen werden 
aufgenommen, falls die Integration innerhalb des SICA und der CAN ein 
angemessenes Niveau erreicht hat. Bewusst wurde auf die Nennung 
konkreter Ziele verzichtet, um den Eindruck zu verhindern, dass die CAN 
oder das SICA von der EU definierte Kriterien zu erfüllen haben. Die 
formulierten Ziele sind somit eher genereller Art und betreffen die 
Fortschritte der ökonomischen Integration.25 Mit dem aus Brasilien, 
Argentinien, Paraguay und Uruguay bestehenden Mercosur initiierte die 
EU bereits 1999 Verhandlungen über ein Assoziierungsabkommen, die auf 
Grund von Differenzen über die Bedingungen des Abkommens bis heute 
nicht abgeschlossen wurden.26 Die EU-Kommission will durch die 
Vorstufe der Evaluierung verhindern, dass, wie im Fall des Mercosur, 
Verhandlungen über einen langen Zeitraum geführt werden, die nach 
mehreren Jahren noch immer ergebnislos sind.  
 
23 Die Rolle Panamas ist momentan noch unklar. Offiziell beteiligt sich die Regierung 

Panamas nicht an dem Prozess und bevorzugt zunächst die Teilnahme als 
Beobachter, da man sich nicht auf eine Integration mit Zentralamerika festlegen 
möchte. Die EU bevorzugt die Teilnahme Panamas, macht diese aber nicht zur 
Bedingung für die Eröffnung von Verhandlungen mit den übrigen Staaten.  

24 Welche Konsequenzen die doppelte Mitgliedschaft Venezuelas in 
Andengemeinschaft und im Mercosur auf die Aufnahme von Verhandlungen mit 
der EU haben wird, ist derzeit noch nicht abzusehen.   

25 Entwicklung des institutionellen Rahmens zur Unterstützung der wirtschaftlichen 
Integration, Entwicklung der Zollunion, Fortschritte beim Abbau nicht tarifärer 
Handelshemmnisse. 

26 Hauptstreitpunkt sind die Agrarsubventionen der EU. Die Mercosur-Staaten 
verlangen einen leichteren Zugang zum europäischen Markt, während die EU eine 
weniger protektionistische Haltung des Mercosur in Bezug auf Investitionen, 
Dienstleistungen und den Zugang zum öffentlichen Auftragswesen fordert. 
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Im Gegensatz zu den USA – die eine historische Präferenz für bilaterale 
Beziehungen mit den Staaten Lateinamerikas besitzen – finden die 
Verhandlungen mit der EU über ein mögliches Assoziierungsabkommen 
nur en bloc statt, da die EU Verhandlungen auf der bilateralen Ebene mit 
den Staaten der SICA und CAN ablehnt. Dies betrifft die allgemeinen 
Normen der Abkommen sowie auch die sensiblen Elemente (Quoten o.ä.).  
Diese Bedingung zwingt die Regierungen der Staaten der 
lateinamerikanischen Subregionen dazu, einheitliche Positionen zu 
erarbeiten und nach außen zu vertreten. Durch dieses Vorgehen wird die 
Stärkung der Kooperation und Integration in den Subregionen beabsichtigt.  

Das Potenzial des intraregionalen Handels in Zentralamerika und der 
Andengemeinschaft ist durch die relativ geringe Zahl an Konsumenten, die 
ähnliche Faktorausstattung und die hohen Transaktionskosten – bedingt 
durch geographische Barrieren und infrastrukturelle Defizite – limitiert. 
Die Unterzeichnung eines Assoziierungsabkommen, und die damit 
verbundene Schaffung einer Freihandelszone mit der EU, dem größten 
internationalen Wirtschaftsraum, würde neue und lukrative 
Absatzmöglichkeiten eröffnen. Es ist allerdings zu bedenken, dass 
zumindest kurzfristig keine direkten ökonomischen Effekte zu erwarten 
sind, da unter dem existierenden Allgemeinen Präferenzsystem ein Großteil 
der Waren aus der Andengemeinschaft und des SICA bereits ohne 
Zollbeschränkungen in die EU exportiert werden kann.27  

Die Bedingung der EU, Verhandlungen über ein Assoziierungsabkommen 
mit CAN und SICA ausschließlich auf biregionaler Ebene zu führen, kann 
positive Impulse für die Integration in den Gemeinschaften hervorrufen. 
Wenn durch die bereits existierenden Präferenzsysteme kurzfristig keine 
direkten ökonomischen Effekte zu erwarten sind, würden die 
Assoziierungsabkommen EU-CAN und EU-SICA dennoch die 

 
27 Die Präferenzen werden seit 1990 den Ländern der Andengemeinschaft im Rahmen 

der Unterstützung der Drogenbekämpfung eingeräumt. Durch verbesserte 
Exportkonditionen soll die wirtschaftliche und soziale Entwicklung gefördert 
werden. Diese Konditionen wurden auch auf die Mitgliedstaaten des SICA 
ausgedehnt. 
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Investitionsattraktivität der Region signifikant erhöhen und auch für die 
Schaffung einer gemeinsamen Identität förderlich sein.  

Zivilgesellschaft 

In Anbetracht der nur zögerlichen Bereitschaft der politischen Eliten, die 
Integration in der Andengemeinschaft und Zentralamerika zu fördern, gilt 
die Zivilgesellschaft in integrationsfreundlichen Kreisen als ein  
Hoffnungsträger für die weitere Vergemeinschaftung. Eine aktive und 
organisierte Partizipation der Zivilgesellschaft wäre in der Lage, der 
Integration neue Impulse sowie Legitimierung, Konsolidierung und 
Dynamik zu verleihen.28 Bislang konnten die Akteure der Zivilgesellschaft 
den Integrationsprozess jedoch nicht nennenswert beeinflussen.  

Es ist angesichts der intergouvernementalen Ausrichtung in beiden 
Organisationen wenig verwunderlich, dass die zivilgesellschaftlichen 
Partizipationsmöglichkeiten gering sind. Dies zeigt, dass die nationalen 
Entscheidungsträger nur ein geringes Interesse an einer aktiven Beteiligung 
der Bevölkerung und einer daraus resultierenden Stärkung der 
supranationalen Institutionen haben. Zwar sind konsultative Komitees im 
institutionellen Rahmen der SICA und CAN verankert. Diese verfügen 
allerdings nur über Beratungskompetenzen. 

In der medialen Berichterstattung und der öffentlichen Wahrnehmung 
besitzt das Thema der subregionalen Integration keine Priorität und die 
Generalsekretariate verfügen nicht über ausreichende finanzielle Mittel, um 
die Durchführung von Bildungs- und Informationskampagnen zu 
realisieren, welche über den aktuellen Stand der Integration, die 
Perspektiven der Vergemeinschaftung und die erzielbaren 
Wohlfahrtsgewinne informieren könnten.29 Die von den 
Generalsekretariaten veröffentlichten Studien und Berichte über die 
Vorteile der Integration sind zwar wichtig, haben aber lediglich eine 

 
28 Vgl. Herrera Cáceres, Imperio del Derecho y Desarrollo de los Pueblos, S. 67. 
29 Vgl. Marco Romero Cevallos, Integración Andina y Participación de la Sociedad 

Civil, in: Integración Andina y Participación, Quito 1999, S. 20. 
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geringe Reichweite und vermögen nicht, das Thema der Integration in der 
öffentlichen Wahrnehmung zu verankern. 

Hinzu kommt, dass der Bevölkerung durch die Integrationsprozesse bislang 
kein sichtbarer Nutzen entstanden ist. Die Umsetzung konkreter Projekte – 
beispielsweise im Infrastrukturbereich – wäre die beste 
Öffentlichkeitsarbeit, um der Bevölkerung die Vorteile der Integration zu 
verdeutlichen und einen sense of ownership zu ermöglichen, der die 
Identifikation mit dem Prozess fördern würde.  

Die von den Regierungen zugestandenen geringen Partizipations-
möglichkeiten und die von den Generalsekretariaten durchgeführte 
mangelnde Informationspolitik bewirken, dass eine große Lücke zwischen 
den Institutionen, den Regierungen und der Zivilgesellschaft herrscht, und 
dass die Identifikation mit den Integrationsprozessen in der 
Andengemeinschaft und Zentralamerika sehr gering ist. Um dauerhaft 
erfolgreich sein zu können, muss der Integrationsgedanke allerdings in der 
Öffentlichkeit wahrgenommen werden.30  

Schlussbemerkung: Perspektiven der Integration  

Seit Beginn der 1990er Jahre wächst in der Andengemeinschaft und in 
Zentralamerika die Erkenntnis, dass Integration kein Ziel an sich, sondern 
einen Weg zur Erlangung von mehr Wohlstand, Sicherheit, Entwicklung 
und Demokratie darstellt, um das langfristige Ziel der sozialen Stabilität zu 
erreichen. Die zunehmende weltweite Konkurrenz erfordert die 
Intensivierung der Integrationsbemühungen und zeigt die Notwendigkeit, 
zukünftige Probleme gemeinsam zu lösen. Trotz dieser Erkenntnis 
verdeutlichen die aktuellen Entwicklungen in beiden Gemeinschaften, dass 
die Umsetzung der angestrebten Integrationsprojekte nur mühsam verläuft. 

In Anbetracht der immer noch existierenden politischen, ökonomischen 
und sozialen Spannungen auf der nationalen Ebene erfahren die 
Integrationsprozesse leider oft nur rhetorische Beachtung und besitzen auf 

 
30 Vgl. Manfred Mols, Kooperation und Integration in zwei Kontinenten (Schriften der 

Mainzer Philosophischen Fakultätsgesellschaft, Nr. 15), Stuttgart 1996, S. 69 f. 
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der politischen Agenda keine Priorität. Die Regierungen der Staaten lehnen 
eine Einmischung supranationaler Institutionen in nationale 
Angelegenheiten ab und sind daher nicht zur Übertragung nationaler 
Hoheitsrechte bereit. 

In der Andengemeinschaft erschweren zusätzlich die Differenzen über die 
wirtschaftspolitische Grundausrichtung die Zusammenarbeit zwischen den 
Regierungen. Ob angesichts dieser Probleme die biregionalen 
Verhandlungen über Assoziierungsabkommen mit der EU, sofern sie denn 
aufgenommen werden, die Integration fördern können, ist mehr als 
zweifelhaft. 

Unter Berücksichtigung der Schwierigkeiten bei der Erarbeitung 
gemeinsamer politischer Positionen und Visionen in CAN und in SICA 
stellt besonders die Komplettierung der Zollunion in beiden Organisationen 
ein dringendes Anliegen dar. Das Erreichen dieser wirtschaftlichen 
Integrationsstufe würde die Staaten nach außen stärken und mögliche spill-
over-Effekte für die politische Integration generieren.  

Um die Integrationsprozesse in der Andengemeinschaft und dem 
Mittelamerikanischen Integrationssystem zu fördern, müssen kurz- bis 
mittelfristig die folgenden Anliegen umgesetzt werden: 

• Vervollständigung der Zollunionen und Implementierung von 
Ausgleichsmechanismen;  

• Reform der Institutionen und Übertragung von Kompetenzen auf die 
Institutionen der Gemeinschaftsebene; 

• Durchführung von konkreten Vorhaben zur Förderung der physischen 
Integration (Infrastrukturbildung), um der Bevölkerung einen sense of 
ownership zu ermöglichen; 

• Realisierung von Informationskampagnen, um der Bevölkerung die 
Vorteile der Integration zu erläutern und den Integrationsdruck auf die 
Regierungen zu erhöhen. 

Bei der Betrachtung der subregionalen Integrationsbestrebungen in 
Mittelamerika und in der Andenregion muss bei aller Kritik stets 
berücksichtigt werden, dass trotz der langen Tradition des 
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Integrationsgedankens die aktuellen Prozesse erst seit den 1990er Jahren 
und der Implementierung demokratischer Systeme in allen Staaten der 
Subregion eine reale Chance besitzen. Sowohl SICA als auch CAN stecken 
also vierzehn bzw. acht Jahre nach ihrer Gründung noch in den 
„Kinderschuhen“ subregionaler Integration. Auch die Europäische 
Gemeinschaft war vierzehn Jahre nach ihrer Gründung durch die 
Unterzeichnung der Römischen Verträge noch weit von den heutigen 
Erfolgen entfernt.  

Zusätzlich zeigt sich insbesondere im Lichte der europäischen Erfahrung, 
dass besonders Krisen immer auch das Potenzial besitzen, durch 
gemeinsame Kompromissfindung die Integration zu fördern.31 Im 
Gegensatz zur SICA und CAN zeichnete sich der Europäische 
Einigungsprozess allerdings von Beginn an durch die Existenz eines 
supranationalen Kerns aus. Die geringen institutionellen 
Entscheidungskompetenzen in Mittelamerika und der Andengemeinschaft 
bewirken, dass der Integrationsprozess ausschließlich von 
nationalstaatlichen Regierungsinteressen abhängig ist, deren Hauptanliegen 
nicht auf der Gemeinschaftsebene liegen. Sowohl der SICA als auch der 
CAN fehlt somit eine Institution, die, ähnlich der Kommission in der EU, 
als „Motor der Integration“ agieren könnte. Ohne supranationale 
Kompetenzen sind die Institutionen zwar in der Lage die Integration zu 
verwalten, und bestenfalls indirekt zu fördern, aber sie können dem 
Integrationsprozess keine entscheidenden Impulse verleihen. Die 
Weigerung, entscheidungsrelevante Kompetenzen an die Institutionen 
abzutreten und eine reale supranationale Entscheidungsebene zu schaffen, 
reduziert somit erheblich die Aussichten auf Vergemeinschaftung.  

Um die wirtschaftliche Integration in SICA und CAN zu vertiefen, müssen 
die noch ausstehenden Hindernisse auf dem Weg zur Zollunion 
überwunden werden. Ob die Aufnahme von Assoziierungsabkommen mit 
der EU, die ausschließlich en bloc mit den Staaten der Andengemeinschaft 
und des Zentralamerikanischen Integrationssystems verhandelt werden, 

 
31 Vgl. Romain Kirt, Die Europäische Union und ihre Krisen (Schriften des ZEI, Bd. 

30), Baden-Baden 2001.  
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positive Auswirkungen auf die Vergemeinschaftung haben kann, wird sich 
zeigen. 

Es bleibt zu hoffen, dass die wirtschaftliche und soziale Situation in den 
Staaten Mittelamerikas und der Andenregion sich nicht weiter 
verschlechtern muss, bevor die Regierungen die offenkundige 
Notwendigkeit zur Integration auch umsetzen. 
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